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A n fra B e 

der Abga Dr. S t übe l' und Genossen 

an den Dundesninister für Finanzen, 
betreffend sogenannte "P-Akten" bei den Wienor Finanzfultern. 

-------

Laut Ausführungen der Zeitschrift tttjsterreiohische Steuer- und 
Wirtschaftskartei" sollen bei den Wienel' Finan~äJntern sogenannte ttP_Akten,r 

geführt.werden. Es soll sioh dabei um Sonderakteri von Steuerpflichtigen 

handeln, die nicht g~oahnt, nicht nlt.einem Sä~iszuschlag belegt und nicht 

e~equiert werden dürfen. 

Die Darstellung der genannten Zeitschrift, die von einem grossen 

Teil der 6sterreichischen Presse überno~en wurde, hat in der steuerzah~enden 
Bev<Slkerunggrosse.Ul1ruhe ausgelöst~ Die gefertigten Abgeordneten wurden 

wiederholt gefragt, was an den Behauptungen Wahres sei und ob die Finanz
verwaltung bei der Eintreibung der Steuerl'tlckstände mitverschiedtmell Masse 
messe. 

Wir unterzeichneten Abgeordneten stellen daher an den Herrn Bundes

minister fUr Finanzen die 

A n fra g e : 

1.) Beruht die von der. n(jsterreiohischen steuer- und Wirtschafts

kartei" aufgestellte Behauptung) dass bei den Wiener Finanzämtern sogenannte 
"P-AktenU zum Z'\1eoke unterschiedlioher, bevorzugter Dehandlung einzelner 

steuerpfliohtiger P0rsonen bestehen, auf Wahrheit? 
2.) Wenn ja., welche Gesichtspunkte sind ft11' die Flihrung solcher 

Sondero.kten r.1assgebend und wie erfolgt ihre Kontrolle? 
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